
AZ 3000 Bern 1

Mittwoch, 9. Juni 2021 — 172. Jahrgang, Nr. 131 — Fr. 4.60 (inkl. 2,5% MwSt)

Richard R. Ernst
DerChemikerund
Nobelpreisträgervon
1991galt alsVater
desMRI. 6

Daniel Kahneman
DerPsychologegibt
Ratschläge,wieman
zuerfolgreichen
Urteilenkommt. 23

Konjunktur So etwas gab es noch nie:
Sämtliche grossenVolkswirtschaften zie-
hen gleichzeitig davon.Obwohl die Pan-
demie nochnicht ausgestanden ist, deu-
ten alle Indikatoren auf einen einmali-
gen Wirtschaftsaufschwung hin. Die
Arbeitslosenquote geht schneller zurück
als erwartet, obwohl auch die Beanspru-
chung der Kurzarbeit sinkt. Die Ursache
für die einmalige Entwicklung liegt in
derCorona-Pandemie.UmdasVirus ein-
zudämmen, wurde die Wirtschaft welt-

weit ins künstliche Koma versetzt – das
Wachstum brach ein. Wenn die Ein-
schränkungen jetzt wieder aufgehoben
werden, wirkt das wie ein Dammbruch.
Die aufgestauten Konsumwünsche bre-
chen sich weltweit Bahn. Das gibt dem
Welthandel neuen Schub, aber auch den
Preisen. In der Schweiz ist die Teuerung
deutlich angestiegen. Expertinnen und
Experten gehen jedoch zumindest vor-
erst nicht davon aus, dass dies eine an-
haltende Entwicklung ist. (red) Seite 9

Der Anfang eines Superbooms
Transparenzinitiative Heute werden im
Bundeshaus die letzten Details zum
Gegenvorschlag der Transparenzinitiati-
ve verhandelt – und es sieht danach aus,
dass die Schweiz erstmals Regeln für die
Finanzierung von Parteien erhält. «Der
Druckkamplötzlichvonüberall»,sagtdie
Berner SP-Nationalrätin Nadine Mass-
hardt, Co-Präsidentin der Volksinitiative.
DieBevölkerungwollemehrTransparenz
in der Politfinanzierung. (red) Seite 2

Wiewerden Parteien in
der Schweiz finanziert?

Den Haag Das UNO-Kriegsverbrecher-
tribunal hat dieVerurteilung des frühe-
ren bosnisch-serbischen Militärchefs
Ratko Mladic zu lebenslanger Haft we-
genVölkermords bestätigt.Mladicwird
mit dem Urteil wie sein früherer politi-
scherWeggefährte, der ehemalige bos-
nisch-serbische Präsident Radovan
Karadzic, den Rest seines Lebens imGe-
fängnis verbringen müssen. (red)
Kommentar oben, Seite 4

Lebenslange Haft für
RatkoMladic bestätigt

Migration Ander türkisch-griechischenGrenzebeiEdirneversuchenFlüchtlingeerfolglos aufdie
griechischeSeite zugelangen.AthenhatvorkurzemdenGrenzschutzverstärktundversucht,die
Migrantenmit Schallkanonen fernzuhalten.KritikersprechenvonFolter. (red) Seite 3 Foto: EPA/Keystone
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Franziska Grossenbacher nimmt kein
Blatt vor denMund: «DasTram ist nicht
mehr a priori das besteVerkehrsmittel»,
sagt die grüne Lokalpolitikerin ausMuri
und Präsidentin des VCS Bern-Mittel-
land. Anlass für diese klare Ansage ist
das Nein der zuständigen Kommission
des Berner Stadtrates zu einem Kredit
von 14,6 Millionen Franken für den
Gleisersatz auf derTramlinie 6 Richtung
Fischermätteli.

Laut Kommission bringt die Gleis-
sanierung dem Veloverkehr «mehr
Nachteile als Vorteile». Sie hat den Ge-
meinderat beauftragt, einen Ersatz der

Tram- durch eine Buslinie zu prüfen.
Der Konflikt zwischen Tram und Velo
ist «latent und gross», sagt Verkehrs-
experte Rolf Steiner. Bisher ist es aber
stets gelungen, die Velolobby im Stadt-
rat hinter Tramprojekte zu scharen,
wie zuletzt etwa beim Tram Oster-
mundigen. Dies könnte sich künftig
aber ändern.

Elektrobusse als Alternative
VCS-Präsidentin Grossenbacher nennt
zwei Gründe für einenmöglichen Para-
digmenwechsel: das Aufkommen von
Homeoffice im Zuge der Corona-Krise
und die technologische Entwicklung bei
den Elektrobussen. «Der VCS lehnt

einen grenzenlosen ÖV-Ausbau ab.»
Besser als derAusbau der Infrastruktur
für kurze Pendlerspitzen sei die tages-
zeitlicheVerteilung derPendleraufkom-
men. Für kurze Distanzen wie etwa ins
Fischermätteli oder in die Länggasse
stehe derAusbau des Langsamverkehrs
im Vordergrund.

Der VCS stehe nach wie vor hinter
dem Tram Ostermundigen, sagt Gros-
senbacher. Seither hätten sich die Rah-
menbedingungenmit demAufkommen
von Elektrobussen aber geändert. «Die
Technologie entwickelt sich.» So plant
Bernmobil etwa die Umstellung der
Buslinien nach Bremgarten und in die
Elfenau auf Elektrobus. Seite 15

Rot-grüne Verkehrslobby
stellt Tramausbau infrage
Stadt Bern Tramprojekte sind nicht mehr der Goldstandard bei Rot-Grün. Dies
zeigt das Nein der Stadtratskommission zum Tramgleisersatz Fischermätteli.
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In digitale Falle getappt
Weltweite Razzien Es geht um Drogen,
Waffen, Auftragsmorde: Bei Einsätzen
in sechzehn Ländern nahm die Polizei
800 Kriminelle fest. Die Ermittler spre-
chen von einem grossen Schlag gegen
das organisierte Verbrechen. Seite 4

Kritik an Gewerkschaften
Rahmenabkommen Arbeitgeber-Chef Va-
lentin Vogt geht nach dem Scheitern des
EU-Deals aufKonfrontationskursmit den
Gewerkschaften. Im Interviewkritisiert er
unter anderem deren «sture» Haltung
beim Lohnschutz.Seite 5

Freispruch gefordert
Hausbesetzer Die Verteidigung hat im
«Effy 29»-Prozess die Einstellung des
Verfahrens sowie den Freispruch aller
Personen in allen Anklagepunkten ge-
fordert. Die Anklageschrift sei eine
«Bankrotterklärung». Seite 15

Vierkampf ums Präsidium
Münsingen Vor vier Jahren wurde Mün-
singens Gemeindepräsident BeatMoser
(Grüne) in stiller Wahl bestätigt. Am
13.Juniwollen ihmnun dreiMänner das
Amt streitigmachen, darunter auch ein
Kandidat der SP. Seite 17

Testen vor den Ferien
Corona Je näher die Ferien rücken, desto
grösserwirddieNachfragenachCorona-
Tests.Wokannman sich imKantonBern
testen lassen?Undwann ist derAntigen-,
wann der PCR-Test sinnvoll? Seite 19

Heute im «Bund»

Der Mann, den die einen «Schlächter
vom Balkan» nennen und den die
anderen als Volkshelden verehren,
bleibt lebenslang hinter Gittern, das
haben jetzt die Richter in Den Haag
bestätigt. Das Massaker von Srebrenica,
die Belagerung von Sarajevo: Ratko
Mladic hat die schwersten Verbrechen
in Europa nach dem ZweitenWeltkrieg
zu verantworten.

Das Urteil gegen ihn bringt Gerechtig-
keit und Genugtuung für die Angehöri-
gen der Opfer. Ob es der Gesellschaft
des gespaltenen Bosnien-Herzegowina
zu Versöhnung verhilft, ist eine andere
Frage. Und auch wenn Mladic im
Gefängnis bleibt: Sein düsteresWerk
lebt fort. Die Teilung des Landes ist das
Produkt jener «ethnischen Säuberun-
gen», die er in den 90er-Jahren betrie-
ben hat. Das heutige Bosnien-Herzego-
wina gründet sich auf den damals
eingefrorenen Kriegszustand.

Der politische Klimawandel der jüngs-
ten Zeit lässt ihn antauen. Serbenfüh-
rer Milorad Dodik spielt immer unge-
hemmter – mit Rückendeckung aus
Moskau – mit dem Szenario einer
Abspaltung der serbischen Teil
republik. Dodik leugnet den Genozid
von Srebrenica, er verherrlicht die
Täter von damals.

Solche vorgestrigen Nationalisten
haben in der Region Zulauf, weil den
Menschen Perspektiven fehlen. Ein
Beitritt zur EU ist immermehr in die
Ferne gerückt, auch weil die EU ver-
stärkt mit sich selbst beschäftigt war.

Dabei ist die Tatsache, dass Mladic 2011
überhaupt aus Serbien, wo er seiner-
zeit öffentlich gefeiert wurde, nach Den
Haag ausgeliefert wurde, letztlich der
EU zu verdanken. Brüssel hatte es zur
Bedingung fürweitere Aufnahmege-
spräche gemacht, dass beitrittswillige
Länder mit dem Tribunal kooperieren.

Dauerhafte Gerechtigkeit für die Men-
schen in Bosnien-Herzegowina hiesse,
in einem Land leben zu können, das
frei von Hassrhetorik ist, dessen Justiz
Täter vor Gericht stellt; einem Land,
das ihnen Perspektiven für sich und
ihre Kinder bietet. Dies sicherzustellen,
ist auch die Aufgabe der internationa-
len Gemeinschaft.

RatkoMladics
düsteresWerk
lebt fort

Tobias Zick
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«Die SP sieht in der
Abschaffungdes
erstenTeils der
Stempelsteuer den
Anfang von etwas
Grösserem.»
Philipp Felber-Eisele zum Referendum der
Sozialdemokraten gegen die Teilabschaf-
fung der Stempelsteuer. Seite 8
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Hindelbank. 28

RogerNitsch
DerMediziner erklärt,
weshalbes schwierig
ist,Wirkstoffegegen
Alzheimerzu finden. 27
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Die Tram-Euphorie im Gross-
raum Bern ist am Abflauen. Mit
der Rückweisung des Kredites
zum Gleisersatz auf der Linie 6
Richtung Fischermätteli hat die
zuständige Kommission des
Stadtrates womöglich einen
Paradigmenwechsel eingeläutet.
«Wir sehen zurzeit keinen Bedarf
mehr für den BauweitererTram-
linien», sagt Franziska Grossen-
bacher, Präsidentin des VCS Re-
gion Bern-Mittelland. Ausnah-
men macht sie einzig für die
planerisch weit fortgeschrittene
Verlängerung der Tramlinie 9
nach Kleinwabern und dasTram
nach Köniz.

Kritik am «ÖV-Ausbau»
Der VCS trete nach wie vor für
den öffentlichen Verkehr (ÖV)
ein, sagt Grossenbacher. Er leh-
ne aber einen «grenzenlosenÖV-
Ausbau» ab und zweifle die
Wachstumsprognosen der Be-
hörden an. Besser als derAusbau
der Infrastruktur für kurze Spit-
zenzeiten sei eine tageszeitliche
Verteilung der Pendleraufkom-
men.Dies sei durchausmöglich,
wie das Aufkommen von Ho-
meoffice im Zuge der Corona-
Krise gezeigt habe, sagt dieVCS-
Präsidentin.

Für kurze Distanzen stehe der
Ausbau derVelo-Infrastruktur im
Vordergrund. «Das Ausbau-
potenzial fürVelo-Schnellrouten
in der Region Bern ist riesig»,
sagt Grossenbacher. Aus diesem
Grund sehe der VCS auch keine
Notwendigkeit für den Bau einer
Tramlinie in die Länggasse.

Bei der Fischermätteli-Linie
fordert die Kommission, dass der
Gemeinderat den Ersatz der
Tram- durch eine Buslinie prüft.
Grossenbacher begrüsst dies.
«Die Buslösung wäre auch für
das Fischermätteli eine gute
Option.»

Vorsichtiger Experte
Der Verkehrsexperte mahnt
aber zur Vorsicht: «Der Ersatz
einer Tramlinie durch einen

Busmuss gut überlegtwerden»,
sagt Rolf Steiner,Mitbegründer
des Planungsbüros Verkehr
steiner. Das Tram sei grund-
sätzlich sicherer und komfor-
tabler als derBus. Zudem sei der
Fischermätteli-Ast Teil der
DurchgangslinieWorb-Fischer-
mätteli, was eine Aufhebung
verkompliziere.

Der Konflikt zwischen Tram
und Velo sei allerdings «latent
und gross»,vor allem in der Stadt
Bern, in der die Strassenräume
«eher eng» seien. Auf der Tram-
linie Richtung Fischermätteli
stelle die starke Steigung der Cä-
cilienstrasse ein grosses Problem
dar. In der Regel gehe es bei den
Konflikten zwischen Tram und
Velo aber um den behinderten-
gerechten Ausbau der Haltestel-
len, der fürVelos gefährlichwer-

den könne. Die sogenannten
«Kaphaltestellen» mit hohen
Randsteinkanten und geringen
Abständen zwischen Randstein
und Schiene seien für Velofah-
rende eine grosse Herausforde-
rung.

Beim Fischermätteli-Ast kann
Steiner die entsprechendeArgu-
mentation der Stadtratskommis-
sion aber nicht ganz nachvollzie-
hen. «In diesem Gebiet fahren
Velofahrer eher via Könizstrasse
Richtung Köniz.» Aus Sicht der
Velofahrendenmüsse für die be-
hindertengerechten Kaphaltes-
tellen eine «Typologie von Lö-
sungen» entwickeltwerden.Vor-
bildlich sei etwa der Umbau der
Haltestelle Dübystrasse der Bus-
linie 10, wo der Veloweg hinter
dieWarteinsel für die Fahrgäste
verlegt worden sei.

Die Aufhebung der Tramlinie
Richtung Fischermätteli steht
nicht zum erstenMal zurDebat-
te.Die Forderung sei legitim, sagt
Steiner. «Aber die Förderung des
Veloverkehrs darf nicht über
alles gehen.» Es brauche viel-
mehr eine Gesamtabwägung al-
ler Aspekte.

VCS setzt auf E-Busse
DerVCS Region Bern-Mittelland
steht nach wie vor hinter dem
Tramprojekt nach Ostermundi-
gen. Mit dem Aufkommen von
Homeoffice und dem erfolgrei-
chen Bernmobil-Testbetrieb von
Elektrobussen hätten sich die
Rahmenbedingungen aber geän-
dert, sagt Grossenbacher. Bern-
mobil will die Linien Richtung
Elfenau und Bremgarten auf
Elektrobus umstellen. Elektro-

busse seien «flexibler» als das
Tram und stellten für das Velo
eine geringere Gefahr dar, sagt
die VCS-Präsidentin. «Die Tech-
nologie entwickelt sich. Das
Tram ist nicht mehr a priori das
beste Verkehrsmittel.»

Die Tramkritik ist im rot-grü-
nen Lager offenbar stark verbrei-
tet.Offiziell bemühtman sich um
Ausgewogenheit und verweist
auf das Abwägen der Interessen
von Velo und ÖV. Aber auf Face-
book gab gestern die einstige SP-
Co-Präsidentin Edith Siegentha-
ler ihremUnverständnis darüber
Ausdruck, dass GB-Stadträtin
Katharina Gallizzi die Gleissanie-
rung in der Kommission abge-
lehnt hat.

Im GB ist die Tram-Skepsis
tendenziell grösser als in der SP.
Dies zeigte etwa die GB-Mitwir-
kung zur Zweckmässigkeitsbe-
urteilung der ÖV-Verbindung
Wyler-Länggasse. «Die Zunah-
me der Fahrgastzahlen ist nicht
nachvollziehbar.Wenn dieNach-
fragezahlen tiefer ausfallen als
prognostiziert,wird es vielleicht
kein Tram brauchen», hält das
GB fest.

Die Stadtberner Verkehrsdi-
rektorin Marieke Kruit (SP) hielt
gegenüber der «Berner Zeitung»
fest, dass auf derTramlinie Rich-
tung Fischermätteli ein «mög-
lichst guter Kompromiss für alle
Verkehrsträger» angestrebtwer-
den müsse.

Nichtmehr der Goldstandard
Das Tram Die Corona-Krise und die Entwicklung elektrischer Busse
machen Tram-Ausbauten bei VCS und Linksgrünen weniger populär.

Tram, parkierte Autos, Velo und Kinderwagen: Die Platzverhältnisse an der Cäcilienstrasse sind eng.
Eine Stadtratskommission will den Ersatz des Trams durch einen Bus prüfen lassen. Foto: Adrian Moser

Kommission lehnt
Tramkredit ab

Die Kommission für Planung,
Verkehr und Stadtgrün (PVS) des
Stadtrats weist einen Kredit von
14,6 Millionen Franken für den
Gleisersatz des Trams Richtung
Fischermätteli zurück. Die Vorlage
bringe dem Veloverkehr «mehr
Nachteile als Vorteile», teilt die
PVSmit. Der Kredit entspricht dem
städtischen Anteil an den Gesamt-
kosten von 40 Millionen Franken.
Der Gemeinderat soll nun prüfen,
ob das Tram durch einen Bus
ersetzt werden kann. (bob)

«Der Konflikt
zwischen Tram
und Veloverkehr ist
latent und gross.»

Rolf Steiner
Verkehrsteiner AG

Letzte Woche herrschte bei den
Beschuldigtenoft eisernesSchwei-
gen.Bis auf zweiAusnahmenver-
zichteten die 16 Beschuldigten,
vor Gericht auszusagen. So wur-
den im «Effy 29»-Prozess kaum
neue Tatsachen dazu bekannt,
was während der Räumung der
besetzten Liegenschaft passiert
ist, als sie 2017 von derPolizei ge-
räumt wurde. Auf dieser Unklar-
heit baute die Verteidigung ihre
Strategie auf. In denPlädoyers der
Anwältinnen undAnwältewurde
dabei vor allem auf die Anklage-
schrift an sich gezielt, die besten-
falls als «Verzweiflungsakt» oder
«Bankrotterklärung» bezeichnet
wurde. Es wurde die Einstellung
des Verfahrens sowie der Frei-
spruch allerPersonen in allenAn-
klagepunkten gefordert.

AmMontagmorgen hatAdvo-
katMarkus Husmannvieles vor-

weggenommen,was in denwei-
teren Plädoyers immer wieder
angesprochen wurde. «Es lässt
tief blicken, dass in der Anklage
kein individueller Sachverhalt
formuliert wurde.» Anstatt klar
anzugeben, was den einzelnen
Personen zur Last gelegt werde,
stütze sich die Klägerschaft viel-
mehr auf eine «Zauberformel»
aus demStrafgesetzbuch: die Zu-
sammenrottung.WerTeil von ihr
ist, unterstützt all ihre Handlun-
gen, auch wenn er sie nicht sel-
ber begeht.

Das ist der Verteidigung zu
allgemein. «Wennwirnichtmehr
individuelle Schuld untersuchen
und beurteilen, dann muss man
sich nicht wundern, wenn der
Vorwurf lautwird, es handle sich
um einen politischen Prozess»,
sagte Husmann. Er warf der
Staatsanwaltschaft vor, sie tap-

pe in unzähligen Fragen imDun-
keln. «In diesem Verfahren
herrscht eine frappierende Be-
weislosigkeit.»

Kritik an Polizeieinsatz
Es gilt als unbestrittener Fakt,
dass derPolizei bei derRäumung
der Liegenschaft heftige Gewalt
entgegenschlug. Von wem die
ausging, kann die Verteidigung
nicht sagen. Jedenfalls nicht von
ihren Klientinnen und Klienten,
ist sie sich sicher. Denn dafür
gebe es keinerlei Belege. «Eine
Zusammenrottung in einem so
grossen Haus ist kaum nach-
weisbar», sagte Husmann. «Man
kann schliesslich nicht durch
Wände schauen.»

Als die Gewalt abebbte, wur-
den die Angeklagten jedoch im
Kreis sitzend in einem Zimmer
der oberen Stockwerke von der

Polizei aufgefunden. Für die Klä-
gerschaft ein klares Zeichen, dass
die vorgefundenen Personen als
Kollektiv gehandelt haben. Die
Verteidigung nimmt dies jedoch
alsAnlass, umden Polizeieinsatz
zu kritisieren.

Die imHaus anwesenden Per-
sonen hätten gar keinen anderen
Weg gehabt, als sich in einemder
oberen Stockwerke zu versam-
meln.EineMöglichkeit, sich zu er-
geben und sich vom Geschehen
zudistanzieren, sei durchdasVor-
gehen der Polizei nicht möglich
gewesen.«Drinnen istTränengas,
und von draussen wird auf alles
geschossen, was sich bewegt. Es
begibt sich doch niemand ins
Treppenhaus, wenn dort kriegs-
ähnliche Zustände herrschen»,
sagte Rechtsanwalt Matthias
MüngeramDienstagmorgen.Kol-
lege Diego Gfeller ergänzte: «Die

Personenhaben sichnicht zusam-
mengerottet, sondernwurden zu-
sammengepfercht.»

Aktivistische Anwälte
Nach dem zweiten Tag der Ver-
teidigungsplädoyers bleibt wei-
terhin unklar, was während der
zweieinhalbstündigen Räumung
tatsächlich passiert ist. Dies
auch,weil die Beschuldigten ver-
gangeneWoche aus der Schuss-
bahn genommenwurden.Durch
ihre Aussageverweigerung wird
der Klägerschaft keine Möglich-
keit für neue Angriffsfläche ge-
boten. Das Einzige, was bleibt:
das Schweigen als Schuldge-
ständnis zu interpretieren. Die-
sem Eindruckwurde in den Plä-
doyers der Verteidigung ent-
gegengewirkt. «Zuzulassen, dass
das Schweigen als Anzeichen
einer Schuld dienen kann, ist

gleichbedeutend mit einer Ein-
schränkung des Selbstbelas-
tungsverbots», sagte Advokat
Christian vonWartburg.

Der Redebedarf der Advoka-
ten war deutlich höher als jener
ihrer Klientinnen und Klienten.
Teils kam es zu Ausschweifun-
gen. So liess sich Rechtsanwalt
Stephan Bernard in seinem Plä-
doyer zu einem glühenden Ma-
nifest gegen zunehmendenHäu-
serleerstand und für die Beset-
zung als «politische Notwehr
gegen diesenTrend» hinreissen.
Einzelrichterin Bettina Bochsler
liess ihn gewähren. Bochsler
steht bis am 17. Juni jedoch eine
unangenehme Aufgabe bevor.
Denn egal, was sie dann für ein
Urteil fällen wird, es stösst ga-
rantiert auf Kritik.

Martin Erdmann

Das ist die Verteidigungsstrategie der «Effy 29»-Besetzer
Unschuldsvermutung und Polizeikritik Im Prozess um die Hausräumung an der Effingerstrasse kommt nun die Verteidigung zuWort.
Sie lässt kein gutes Haar an der Anklageschrift und verlangt für alle 16 Angeklagten den Freispruch.


